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Anne Lévy 

Direktorin 

Bundesamt für Gesundheit BAG 

 

Versand per E-Mail an 

Tarife-Grundlagen@bag.admin.ch  

7-9-3-2 

Bern, 22. Januar 2026 

Änderung der Verordnung des EDI vom 29. September 1995 über Leistungen in der obligatori-

schen Krankenpflegeversicherung (Krankenpflege-Leistungsverordnung, KLV): Erhöhung des 

OKP-Beitrags für Pflegeleistungen der spezialisierten Palliative Care 

Sehr geehrte Frau Lévy 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit E-Mail vom 21. November 2025 haben Sie uns den Entwurf der KLV-Änderung zur Erhöhung des 

OKP-Beitrags für Pflegeleistungen der spezialisierten Palliative Care zugestellt. Wir danken Ihnen dafür. 

Der Entwurf wurde am 25. November 2025 bei einem Austausch im BAG mit den Verbänden der Be-

troffenen, Leistungserbringer, Versicherer und der GDK besprochen. Wir danken Ihnen, dass wir die 

Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme erhalten. 

Wie wir Thomas Christen und Sandra Schneider mit Schreiben vom 1. Dezember 2025 mitgeteilt haben, 

sind wir der Ansicht, dass die KLV-Änderung zur spezialisierten Palliative Care sowohl nach Bst. d. als 

auch nach Bst. e. von Art. 3 Abs.1 des Bundesgesetzes über das Vernehmlassungsverfahren (VlG) einer 

öffentlichen Vernehmlassung unterzogen werden müsste: Die Verordnungsänderung ist für die Kantone 

und Krankenversicherer von grosser finanzieller Tragweite, betrifft alle Kantone in erheblichem Mass und 

sie wird vollständig ausserhalb der Bundesverwaltung vollzogen werden. Weil das BAG dennoch auf ei-

nen zusätzlichen Versand an die Kantone verzichtet hat, haben wir die Kantone mit den Unterlagen be-

dient und ihnen mitgeteilt, dass sie bis Ende Januar 2026 Stellung nehmen können.  

Der GDK-Vorstand hat an seiner Sitzung vom 22. Januar 2026 wie folgt zur vorgeschlagenen Änderung 

Stellung genommen.  

Die GDK begrüsst, dass die OKP-Beiträge für Pflegeleistungen der spezialisierten Palliative Care erhöht 

werden sollen, und dankt Ihnen dafür, dass Sie diese Änderung, welche der Bundesrat mit dem Bericht 

Finanzierung der Palliative Care vom 25. Juni 2025 empfohlen hat, so rasch an die Hand genommen ha-

ben. Kritischer sehen wir die folgenden Punkte: 

Art. 7 Abs. 2 Bst. abis und Bst. bbis  

Wir lehnen ab, dass Pflegeleistungen der spezialisierten Palliative Care nur zulasten OKP erbracht wer-

den können, wenn sich die Patientin / der Patient in der letzten Lebensphase befindet, eine weit fortge-

schrittene, unheilbare und progrediente Erkrankung hat und eine komplexe Symptomatik aufweist. Dass 

diese Kriterien kumulativ erfüllt sein müssen, behindert die palliative Versorgung in einem frühen 
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Stadium, was einer qualitativ guten Versorgung abträglich ist. Wir beantragen, diese Definition noch-

mals zu prüfen. 

Art. 7 Abs. 2bis Bst. c 

Gemäss Art. 7 Abs. 2bis Bst. c E-KLV können nur spezialisierte Leistungserbringer, die über das erforder-

liche qualifizierte Fachpersonal verfügen, Pflegeleistungen im Bereich der spezialisierten Palliative Care 

zulasten OKP erbringen. Dies begrüssen wir. Dass diese Leistungserbringer über Pflegefachpersonal 

der Tertiärstufe mit Weiterbildung in Palliative Care Niveau C2 (CAS) verfügen, ist für uns eine notwen-

dige, aber nicht hinreichende Bedingung. Wir fordern als weitere Leistungsvoraussetzung, dass der 

spezialisierte Leistungserbringer über eine Zertifizierung durch QualitéPalliative oder eine an-

dere, gleichwertige Zertifizierung verfügen oder den Nachweis erbringen muss, dass er sich im 

Zertifizierungsprozess befindet. 

Art. 7a Abs. 3 und 3bis 

Wir begrüssen, dass der OKP-Beitrag für Pflegeleistungen in stationären Einrichtungen der spezialisier-

ten Palliative Care erhöht wird und fordern, dass gleichzeitig dem oftmals sehr hohen Pflegebedarf in der 

spezialisierten Palliative Care Rechnung getragen wird. Für Patientinnen und Patienten mit deutlich 

höherem Pflegebedarf als 220 Minuten pro Tag müssen entweder weitere Pflegestufen geschaf-

fen werden oder der Zuschlag nach Art. 7a Abs. 3bis muss deutlich höher sein als Fr. 37.- pro Tag.  

Art. 7a Abs. 3ter 

Wir begrüssen sehr, dass Mobile Palliative Care Dienste Leistungen in Pflegeheimen zulasten OKP er-

bringen dürfen. Die Beschränkung auf zwei Stunden pro Patient/-in und zwei Monate in Art. 7a Abs. 3ter 

E-KLV ist indes sehr realitätsfremd. Wir fordern eine Erhöhung der Limitierung in Art. 7a Abs. 3ter 

KLV auf 12 Stunden über einen Zeitraum von zwei Monaten. 

Art. 8 Abs. 1bis 

Wir erachten es als problematisch, dass gemäss Art. 8 Abs. 1bis E-KLV ein spezifischer ärztlicher Auftrag 

oder eine spezifische ärztliche Anordnung für die Pflegeleistungen in spezialisierter Palliative Care erfor-

derlich ist. In der Praxis zeigt sich, dass die Hälfte der Anfragen an Mobile Palliative Care Dienste von 

Pflegefachpersonen ausgehen und oftmals ist eine zeitnahe Leistungserbringung durch den Mobilen 

Dienst für das Patientenwohl unerlässlich. Gerade Hausärztinnen und Hausärzte kennen zudem die 

fachlich anerkannten Instrumente wie den EPS-Test oder ID-Pall oftmals nicht. Insbesondere der guten 

palliativen Versorgung am Lebensende sollen keine administrativen Hürden in den Weg gelegt werden. 

Wir fordern daher die Streichung von Art. 8 Abs. 1bis E-KLV. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen zur Stellung-

nahme gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

 

 

Regierungsrat Lukas Engelberger 

Präsident GDK 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kathrin Huber 

Generalsekretärin 

 

 


